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Preußen: Minist.-Erl., die Mitverhaftung der Amtskautiouen der Kreissteuereinuehmer 2c. für die Verwaltungder Gelder der Ele-
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KönigreichPreußen. J
Ministerial-Erlaß,die Mitverhastung der Amtskautionen der
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Kreis-Steuereinnehmerec. für die Verwaltung der Gelder der iElementarlehrersWittwenkassenbetreffend. Vom 5. Oktober 1876. i

Berlin, den 5. Oktober 1876. i
Auf den Bericht vom 6. April d. J» betreffend die Mit-

verhaftung der Amtskautionen der Kreis-Steuereinnehmer und

der kautionspflichtigen Beamten der Regierungs-Haupt-Kassen sfür die Verwaltung der Gelder der Elementar-Lehrer-Wittwen- .

und Waisen-Kasse, erwidern wir der KöniglichenRegierung, i
daß, da die Frage, ob die betreffenden Beamten zu der Ver-

waltung jener Gelder vermöge ihres Amtes, für welches die

Kautionsleistungerfolgt ist,«verpflichtet sind, zu bejahen ist,
auch die Mitverhaftung der Kaution für jene Gelder mit Rück-
sicht auf die Bestimmungenin den §§. l (namentlich Absatz L) s
und 10 des Kautionsgesetzesvom 25. März 1873 (Ges.-Samml.
Si 125) Nicht iU Abrede zu stellen ist. Jm Falle eines Defek-
tes Würde daher, da von einer Theilung des Kautionsbetrages i

nach Maßgabe des §- 8 a. a. O. bezw. §. 6 der Verordnung
Vom m- Juii 1874 (Gef.-Samml. S. 260) im vorliegenden
Falle Nicht die Rede fein kann, event. eine ratirliche Haftung
der Kautivn für die etwa vorhandenen verschiedenen Inte-
ressenteneinzutreten haben und die Entscheidung hierüber, da
es lich lediglich UM die gesetzlichenWirkungen einer Kautions-

bestellunghandelt, der schließlichenKognition der Gerichte un-

terliegen.
· Andie KemgilcheRegierungzu N.

Abschriftzur Kenntnißnahme.
Der Bilanz-Minister Der Minister der geistlichen2e.

JM Auftrage: Meinecke. Angelegenheiten
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- te Begründungder Antrage auf Verleihung
iuninschekPersönlichkeitan Vereine ec. aus Grund eines Nor-

mtil-Statutes betreffend. Vom 19. Juli 1876.

.
-

»

Berlin, den 19. Juli 1876.
Die Anträgeauf Verleihung juristischer Persönlichkeitan

it welcher Bestimmungen zur Durchführung des steiermärkischenLandesgesetzesvom 5. Juni 1876, betreffend die Errichtung des steiermärki-
des, und zwar hinsichtlichder landschaftlichen Aeniter im Einvernehmen mit dem Landesausschusse erlassen werden.

Vereine, Hospitäler u. s. w. haben sich neuerdings so gehäuft
und sind vielfach auf Grund so mangelhaft redigirter Statuten

gestellt worden, daß es sich dringend empfiehlt, den Provinzial-
behörden ein Normal-Statut zugänglich zu machen, welches bei

künftigenderartigen Anträgen als Muster benutzt werden kann.

Auf diese Weise werden die bezüglichenArbeiten in den Auf-·
sichtsinstanzen erheblich vermindert und den Antragstellern große
Weitläufigleiten erspart werden.

Ew. 2c. übersende ich hierbei ein Exemplar eines dreifachen,’«)
. zu dem gedachten Behufe sich eignenden Normal-Statutes nebst

—- Abdriicken für die betreffenden Königlichen Regierungen mit
dem ganz ergebensten Ersuchen, gefälligst darauf hinzuwirken, daß
dieses Norinal-Statut künftighin bei Anträgen aus Verleihung ju-
ristischer Persönlichkeitmöglichstzur Richtschnur genommen werde.

Der Minister des Jnnern.

An
Jm Auftrage: Ribbeck.

sämmtlicheHerren Ober-Präsidenten

l. Statut des Kinderbetvahrnngs-Vereins in H.
§· 1. Zu H. hat sich im Jahre 1860 ein Verein gebildet,

welcher den Zweck verfolgt, den im Alter von 2 bis 6 Jahren
stehenden Kindern von Handarbeitern und Professionisten in der

Zeit, während welcher die Aeltern vom Hause abwesend oder

sonst mit Arbeit beschäftigtsind, eine sichere Unterknnft und

deki ihrem Alter angemessenen Unterrichte in Armuthsfällen un-

entgeltlich, außerdem gegen eine mäßige Vergütung zu ge-

währen.

Der Verein führt die Bezeichnung ,,Kinderbewahrungs-
Verein« und hat seinen Sitz und Gerichtsstandin der Stadt H.
§. L. Um den in dem §. 1 bezeichneten Zweck zu erreichen,

stellt der Verein, sofern nicht seine Mitglieder sich unmittelbar
der Beaufsichtigungund Unterweisung der Kinder widmen, die

geeignetenLehrkräftenebst dem entsprechenden Hilfspersonale an.

§. 3. Die Mittel, welche ihm zu dem Behufe zur Verfü-

gung stehen, sind: .

a. das an der Bahnhofsstraße belegene, Blatt . . . des Grund-

buches eingetragene Grundstück . . . von . . . Quadratfuß
Grundfläche;

’

. Ist) Das dritte Normal-Statut ist als die UnterrichtssVerwaltungnicht be-

rührend weggelassen.
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b. das in demselben befindlicheJnventarium im Werthe von . . . .;
c. das sich gegenwärtig auf . . . belaufende Kapitalvermögen,
für dessenVelegung der §. 39 der Vormundschaftsordnung
Vom. 5. Juli 1875 (Ges.-Samml. S. 439) maßgebendist;

cl. die Beiträge der Mitglieder;
e. die nach §. l Abs. 1 Seitens der Pfleglinge etwa zahlbaren
Vergütungen. ;

.

§. 4. Mitglied des Vereins und somit stimmberechtigt für
die General-Versammlung(cfr. §§. 9—ll) wird Jeder, der für
die Vereinszweckeeine einmalige Zahlung Von Dreihundert Mark

zur Vereinskasse leistet oder sich zur Zahlung eines fortlaufen-
den jährlichenBeitrages von mindestens drei Mark verpflichtet.

Wer mit Zahlung des Jahresbeitrages (nach erfolgter Er-

innerung) länger als drei Monate im Rückstande bleibt, wird

der Mi liedschaft verlustig und in der Vereinsliste gestrichen.
§. . Der Verein wird geleitet und, abgesehen von den

statutarisch der General-Versammlung vorbehaltenen Fällen, in

allen seinen Angelegenheiten — einschließlichderjenigen, welche
nach den Gesetzen eine Spezial-Vollmacht erfordern —- geeigne-
»ten Falles mit Substitutionsbefugniß, vor Behörden«und Pri-
vatpersonen gegenüber, vertreten durch einen aus fünf Damen
und drei Herren bestehenden Vorstand.

»

Die betreffenden Personen werden von der General-Ver-

sammlung (cfr. §. 12) aus der Zahl der großjährigenMitglie-
der (§. 4) erwählt. ·

Der Vorstand wählt aus seiner Mitte

1) einen Vorsitzenden,
2) einen Kassirer,
Z) einen Schriftfiihrer

v

nebst den entsprechenden Stellvertretern.

Urkunden, welche den Verein vermögensrechtlichverpflich-
ten sollen, sind unter dessen Firma vom Vorsitzenden und Schrift-
fiihrer — oder deren Stellvertretern — zu vollziehen.

Zur Legitimation dieser Vorstandsmitglieder nach Außen
. dient ein Attest des Bürgermeisters,welchem zu dem Behufe die

jedesmaligen Wahlverhandlungen mitzutheilen sind.

§. 6. Der Vorsitzende (oder dessen Stellvertreter) leitet die

Verhandlungen des Vorstandes sowie die General-Versamm-
lungen.

—

. Er beruft den Vorstand, so oft dies die Lage der Geschäfte
erfordert, insbesondere alsdann, wenn 2 Mitglieder des Vor-

standes daraus antragen.
"

Die bezüglichenEinladungen erfolgen schriftlich,unter Mit-

theilung der Tagesordnung.
§. 7. Zur Befchlußfähigkeitdes Vorstandes ist, den Vor-

sitzenden oder dessen Stellvertreter nnd den Schriftführeroder

dessen Stellvertreter mitinbegriffen, die Anwesenheit von fünf
Mitgliedern erforderlich.

«

.

Die Beschlüssewerden nach der Stimmenmehrheit gefaßt.
Nur bei Stimmengleichheit entscheidet das Votum des Vorsit-
zendem

Ueber die bezüglichenVerhandlungen ist vom Schriftführer
ein Protokoll aufzunehmen, welches von diesem und dem Vor-

sitzenden zu vollziehen und — gleich den übrigenArchivalien
des Vereins —- vom.. Schriftführeraufzubewahren ist.

§. 8. Der Kassirer führt und verwahrt die Vereinskasse.
Die zu derselben gehörenden Jnhaberpapiere sind sofort

beim Erwerbe durch den Bürgermeisteraußer Kours zu setzen.
«

Seitens des Kassirers ist in jeder Vorstandssitzung eine Ue-
«

bersicht des Vermögensstandesvorzulegen, welche zu den Akten
genommen wird.

§. 9. Zum ausschließlichenGeschäftskreiseder General-Ver-

sammlung, in welcher jedes persönlicherscheinendeMitglied eine

Stimme führt, gehört:
.

a. die Wahl des Vorstandes («cfr.§§. 12—-14),
b. die Feststellung des nächstjährigenEtats,
c. die Dechargirnng der vom Kassirer aufzustellenden Rechnung
für das abgelaufene Kalender- (und Geschäfts-) Jahr,

d. die Entgegennahme des vom Vorstande alljährlich zu erstat-
tenden und der nächsten staatlichen Aufsichtsbehördein zwei
Exemplaren einzureichenden Geschäftsberichtes,.

e. jede Abänderung des Statutes,
t; die etwaige Auflösung des Vereins.

§. 10. Der Vorstand stellt die Tagesordnung für die Ge-

neral-Versammlung fest und erläßt durch seinen Vorsitzenden
die Einladung zu derselben-

Die Berufung einer General-Versammlung erfolgt, so oft
dies der Vorstand nach Lage der Geschäftefür erforderlich er-

achtet, außerdem, nnd zwar binnen einer Frist von längstens

(vier) Wochen, wenn 10 Vereinsmitglieder schriftlich beim Vor-

stande einen motivirten desfallsigen Antrag stellen.

Die Einladung wird unter Mittheilung der Tagesordnung
durch einmalige, mindestens 8 Tage vor dem Termine zu be-

wirkende Jnsertion in das Kreisblatt, und falls dieses eingehen
sollte, in ein anderes vom Vorstande auszuwählendes Blatt

bewirkt.
f

g. Il. Zur Beschlußsähigkeitder General-Versammlung ist
die Anwesenheit von (neun) Vereinsmitgliedern (von mehr als

der Hälfte der Vereinsmitglieder) erforderlich.
Hat eine General-Versammlung wegen Beschlußunfähigkeit

vertagt werden müssen, so ist die demgemäßeinzuberufende
neue General-Versammlung schon bei der Anwesenheit von

(fünf) Vereinsmitgliedern (ohne Rücksichtauf die Zahl der an-

wesenden Mitglieder) beschlußfähig:sofern auf diese Folge in

der Einladung ausdrücklichaufmerksam gemacht ist.

Abgesehen vom Falle der Stimmengleichheit, bei welcher
das Votum des Vorsitzenden entscheidet, werden die Beschlüsse

- nach der absoluten Stimnienmehrheit gefaßt.
Ueber die Form der Abstimmung (mündlich, verdeckt oder

durch Akklamation 2c.) entscheidet — mit Ausnahme der Vor-

standswahlen, welche vermittelst Stimmzettel vorgenommen wer-

den müssen — das Ermessen der Versammlung
Ueber die Verhandlung hat der Schriftführer ein Protokoll

aufzunehmen, welches von ihm nebst dem Vorsitzenden und

mindestens drei anderen Vereinsmitgliedern zu vollziehen ist.
«

§. 12. Gegenwärtigund bis zum Schlusse des laufenden
Jahres fungiren als Mitglieder des Vorstandes folgendePer-
sonen (inser. nom.).

« "

An deren Stelle.ist in der gegen den Schluß des laufen-

den Jahres (cfr. §. 9 litt. b.) anzuberaunienden General-Ver-

; samnilung ein neuer Vorstand zu wählen, und zwar auf die

Dauer von drei Kalender- (und Geschäfts-)Jahren, nach de-

ren Ablauf in gleicherWeise eine Neuwahl erfolgt. Abtretende

Mitglieder sind wieder wählbar.
«

§. 13. Die Wahl jedes einzelnen Vorstandsmitgliedesist

in einem besonderen Wahlgangezu bewirken. Ergiebt sich bei

einer Wahl nicht sdsort die nach §- 11 Abs. 3 erforderliche Majo-
rität, so sind bei einem zweiten Wahlgange nur diejenigen bei--
den Mitngder zur engeren Wahl zu bringen, für welche vor-

her die der absoluten Majorität am nächstenkommende Stimm-

zabl abgegeben war. Sollten dieser Mitglieder mehr als zwei
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gewesen sein, so müssen sie sämmtlich zur engeren Wahl gestellt
undes muß mit letzterer so lange fortgefahren werden, bis sich
die erforderlicheMajorität ergiebt.
§. 14. Scheidet ein Mitglied innerhalb feiner dreijährigen

Funktionsperiodeans dem Vorstande, so ist für die Zeit, wäh-
rend welcher dieses ausgeschiedene Mitglied noch zu fungiren
gehabt hätte, eine Ergänzungswahl nach Maßgabe der §§. 12

und 13 zu veranlassen.

.

Tritt die Nothwendigkeiteiner solchen Ergänzungswahl zu
Mem Zeilpunkte ein, in welchem die Lage der anderweiten Ge-
schäer Nach dem-Ermessen des Vorstandes die Einberufung ei-

ner besonderen General-Versammlung nicht dringend nothwen-
dlg macht, so ist der Vorstand befugt, die Vornahme einer

förmlichenWahl bis dahin, daß aus sonstigen Gründen die

Einberufungeiner General-Versammlung erfolgt, zu verschieben

nnd sich einstweilen im Wege der einfachen Kooptation zu er-

ganzen.
·

§. 15. Abänderungendes Statutes, welche den Sitz, den

Zweck und die äußere Vertretung des Vereins betreffen, sowie
Beschlüsse,welche die Auflösung des Vereins zum Gegenstande
haben, bedürfen landesherrlicher Genehmigung.

, Sonstige Statut-Aenderungen sind von der Zustimmung
des Ober-Präsidentender Provinz . . . . . abhängig.

H . . . ., den -

(Unterschrift des zeitigen Vorstandes.)

II. Statut für das jüdischeHospital in F.
§. l. Jm Jahre 1870 sind zu F. folgende Personen ec.

zu dem Zwecke zusammengetreten, durch eigene Beiträge und

durch Sammlungen bei ihren Freunden ein jüdischesHospital -

zu gründen, d. h. eine Anstalt, in welcher unbescholtene hilfs-
beditrftige jüdischePersonen beiderlei Geschlechtes, die das fünf-
zigste Lebensjahr überschrittenhaben, Wohnung und Verpfle-
gnng empfangen, — in Armuthsfällen unentgeltlich, andernfalls
gegen eine mäßige Vergütung.

"

"

Wegen Unzulänglichkeitder Mittel mußte man sich An-

fangs darauf beschränken,höchstens6 Pfleglinge aufzunehmen
und diese, entsprechend dem vorgedachten Zwecke,bei achtbaren
Familien unterzubringen.

»

Nachdem es iUzwischengelungen ist, ein eigenes Grund-
siuck zu erwerben und auszubauen, wird hierdurch die projektirte
Alters-Verforgungs-Anstaltunter der Firma: »das jüdischeHos-
pttal zu mit dem Sitze und Gerichtsftand in dieser Stadt

»EsLeben geruer Und zwar auf Grund der nachfolgenden Be-
— sttmnntn gen :

der-XIlDieMittel-Welchedem Hospital BehufsErreichung

a das a«ndbezelchnetenZweckezur Verfügung stehen, sind:
«

b ch s
.er - s — . Straßebelegene, Blatt . . . des Grund-

u e
eJngemrgeneGrundstück. . . . von . . . Quadratfuß

Grundflache; - -

. das in demselben befindlicheJnventarinm im Werthe von
. . .

, ., «

das lich gegenwärtigauf noch . . . . belaufende Kapitalver-
mögen, welches von den im §. l genannten Perseusn Cul-

SslammeltUnd nach Bestreitung der Kosten für des Grund-

«st.UckFlebeZubehör (1itt«.a. und b.) übrig geblieben ist-

derFürdie Belegung dieses Kapitalvermögensist der §. 39

Vormundfchastsordnungvom 5. Juli 1875 (Ges.-Samml.
g 43Ymaßgebend;

d· dieYeIttägederjenigen Personen, welche sich zu einer fort-
laUleUdeU Jahreszahlungvon mindestens 100 Mark für Die AU-
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staltszweckeschriftlich verpflichtet haben und in diesem Sinne

die Bezeichnung ,,Wohlthäter«führen, so lange sie ihrem Zah-
lungsversprechen nachkommenz

e. die nach §. «1Absatz l Seitens der Pfleglinge etwa zahlba-
ren Vergütungen.

«

Zu den unter litt. d. als ,,Wohlthäter« bezeichnetenPer-
sonen werden auch diejenigen gerechnet, welche der Anstalt eine

einmalige Zuwendung von mindestens 8500 Mark gemacht ha-
ben oder machen werden.

§. 3. Das Hospital wird geleitet und, abgesehen von den

statutarisch der General-Versammlung vorbehaltenen Fällen, in

allen feinen Angelegenheiten —- einschließlichderjenigen, welche

nach den Gesetzen eine Spezialvollmacht erfordern — geeigne-
ten Falles mit Substitutionsbefugniß, vor Behörden und Pri-
vatpersonen gegenüber, vertreten durch einen aus . . . Perso-
nen bestehenden Vorstand, welchen gegenwärtigbilden?«

t) . . . . . . . als Vorsitzender,
2) . . . . . . . als stellvertretender Vorsitzender,
Z) . . . . . . . als Schriftfiihrer,

4) . . . . . . . als ftellvertretender Schriftführer,

h) . . . . . . . als Kassirer und außerdem

F als Beisitzer.

Wird eine Stelle im Vorstande offen, so erfolgt ihre Wie-

derbesetzung in der Art, daß die übrigen Vorstandsmitglieder aus

der Zahl der »Wohlthäter« ein neues Mitglied kooptiren.
Urkunden, welche die Anstalt vermögensrechtlichverpflichten

sollen, sind unter deren Firma vom Vorsitzendenund Schrift-

führer —- oder deren Stellvertretern —- zu vollziehen.
Zur Legitimation dieser Vorstandsmitglieder nach Anßen

dient ein Attest der Orts-Polizeibehörde, welcher zu dem Be-

hufe die jedesmaligentWahlverhandlungen mitzutheilen sinds

§. 4. Der Vorsitzende (oder dessen Stellvertreter) leitet die

Verhandlungen des Vorstandes sowie der General-Versamm-
lungen.

Er beruft den Vorstand, so oft dies die Lage der Geschäfte
erfordert, insbesondere alsdann, wenn 2 Mitglieder des Vor-

standes daran antragen.
'

Die bezüglichenEinladungen erfolgen schriftlich-Unter Mil-

theilung der Tagesordnung
«

§. 5. Zur Beschlußfähigkeitdes Vorstandes ist, den Vor-

sitzenden oder dessen Stellvertreter und den Schriftfiihrer oder

dessen«St·ellvertretermitinbegrisfen, die Anwesenheit von drei

Mitgliedern erforderlich.
Die Beschlüssewerden nach der absoluten Stimmenmehr-

heit gefaßt. Nur bei Stimmengleichheit entscheidet das Votum

des Vorsitzenden «

Ueber die bezüglichenVerhandlungen ist vom Schriftsührer
ein Protokoll aufzunehmen, welches von diesem und dem«Vor-

sitzenden zu vollziehen und —- gleich den übrigen Archivalien
des Vereins —- vom Schriftführer auszubewahren ist«

§. 6. Der Kassirer führt und verwahrt die Anstaltskasse.-
Die zu derselben gehörenden Jnhaberpapiere sind sofort beim

Erwerbe durch die Orts-Polizeibehördeaußer Kours zu setzen-
Seitens des Kassirers ist in jeder Vorstandssitzung eine Ue-

bersicht des Vermögensstandesvorzulegen, welche zu den Akten

genommen wird.

§. 7. Zum Geschäftskreiseder General-Versammlung, in

welcher jeder persönlicherscheinende,,Wohlthäter«Stimmrecht
hat, gehört:

-
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a. die Feststellung des Etats fiir jedes bevorstehende Kalender-

jahr, das gleichzeitig als Geschäftsjahr der Anstalt zu behan-
deln ist,

b. die Entgegennahme des vom Vorstande alljährlich zu erstat-
tenden und der nächsten staatlichen Aufsichtsbehördeiu zwei
Exemplaren einzureichenden Geschäftsberichtes,
die Dechargirung der vom Kassirer aufzustellenden Rechnung
für das abgelaufene Jahr,

(l. jede Abänderung des Statutes,
e. die etwaige Auflösung der Anstalt.

§. 8. Der Vorstand stellt die Tagesordnung für die Ge-

neral-Versammlung fest und erläßt durch seinen Vorsitzenden
die Einladung zu derselben.

Die Berufung einer General-Versammlung erfolgt, so oft
dies der Vorstand nach Lage der Geschäfte für erforderlich er-

achtet, «außer"dem,wenn zehn zu den Wohlthätern gehörende
Personen schriftlich beim Vorstande einen motivirten dessallsigen
Antrag stellen, und zwar in diesem Falle binnen längstens 6

Wochen. .

Die Einladung wird unter Mittheilung der Tagesordnung
durch einmalige, mindestens 8 Tage vor dem Termine zu be-

wirkende Jnsertion in die . . . . Zeitung und, falls diese ein-

gehen sollte, in ein anderes vom Vorstande auszuwählendes
Blatt bewirkt.

§. 9. Zur Befchlußfähigkeitder General-Versammlung ist
die AnwesenheitVon (neun) Wohlthätern (von der Häftesämmt-
licher Wohlthäter), die erschienenen Vorstandsmitglieder mitein-

gerechnet, erforderlich.
Hat eine General-Versammlung wegen Beschlußunfähigkeit

vertagt werden müssen, so ist die demgemäßeinzuberusende neue

General-Versammlung schon bei der Anwesenheit von (sünf)
Wohlthätern, die erschienenen Vorstandsmitglieder miteingerech-
net, befchlußsähig,sofern auf diese Folge bei der Einberufung
ausdrücklich hingewiesen ist.

Abgesehen vom Falle der Stimmengleichheit, bei welcher
das Votum des Vorsitzenden entscheidet, und abgesehen Von ei-
nem etwaigen Auflösungsbeschlusse(§. 7. litt-« e.), für welchen
Zweidrittel-Majorität der Erschienenen erforderlich ist, werden

die Beschlüssenach der absoluten Stimmenmehrheit gefaßt.
Ueber die Form der Abstimmung .(mündlich, verdeckt oder

durch Akklamation 2c.) entscheidet das Ermessen der Versammlung.
Ueber die Verhandlung hat der Schriftfiihrer ein Protokoll

aufzunehmen, welches von ihm nebst dem Vorsitzendenund min-

destens drei anderen der Anwesenden zu vollziehen ist.

§. 10. Als Hospitaliten dürfen in die Anstalt nur solche
Personen aufgenommen werden, welche den im §. l aufgestell-
ten Erfordernissen entsprechen.

«

"

Ueber die desfasllsigen, durch geeignete Atteste unterstützten
Gesuche entscheidet der Vorstand nach seinem freien Ermessen,
insbesondere im Hinblicke auf die jeweilige Geldlage und

disponiblen Räumlichkeitender Anstalt.

'T)

die
z

Gründe für die von«ihm verfügte Ablehnung eines Anf-
«

nahme-Gesuches anzugeben, ist der Vorstand nicht verpflichtet.

Ebensowenigist-der Abgewiesene berechtigt, die General-Ver-

sammlung oder die staatliche Aufsichtsbehördeals Beschwerde-
Jnstanz anzurufen.

Zeigt sich eine solche Krankheit erst nach der Aufnahme-
so ist aus zwar schonende aber möglichstbaldige Entfernung des

Kranken Bedacht zu nehmen, wenigstens bis zur eingetretenen
Wiedergenesung
§. 12. Die Aufnahme erfolgt, je nach den Vermögensver-

hältnissen der Antragsteller, kostenfrei oder gegen eine mit dem

Vorstande zu vereinbarende Vergütung.

§. 13. Jeder unentgeltlich aufgenommene Hospitalit er-

hält ein mit den nöthigenUtensilien versehenes besonderes Zim-
mer und ein wöchentlichesTaschengeld für seine kleinen Be-

dürfnisse, außerdem Heizung, Nahrung, ärztliche Pflege und

Kleidung.
Die gegen Bezahlung Aufgenommenen erhalten —- sofern

nicht bei der Aufnahme etwas Anderes verabredet ist —- Stube

und Kammer, aber weder Taschengeld noch Kleidung.
Nur gegenüber den im Abs. 1 bezeichnetenHospitaliten ist

die Anstalt auch zur nnentgeltlichen Bestreitung des Begräbnis-
ses verpflichtet

§. 14. Die Mahlzeiten werden von allen Hospitaliten ge-

meinschaftlich eingenommen und zwar in einem Saale, der auch
zur Abhaltung von Andachtsübungenund sonstigen entsprechen-
den Versammlungen dient. Jn dieser Beziehung wird das Nähere

durch eine vom Vorstande auszustellendeHausordnnng bestimmt,
welche der Genehmigung der staatlichen Aufsichtsbehördebedarf.

§. 15. Wer diese Hausordnnng wiederholt verletzt oder

sich gegen das vom Vorstande angenommene Hilsspersonal ei-

ner beharrlichen Widersetzlichkeitschuldig macht, kann auf des-

fallsigen Beschluß des Vorstandes jederzeit aus der Anstalt ent-

fernt werden·
Der Vorstand ist hierzu auch in dem Falle befugt:

a. wenn sich ergiebt, das der Hospitalit gelegentlich seiner Auf-
nahme unwahre Angaben gemacht hat, um hinsichtlich der

Umstände, welche gemäß§. 1 die Aufnahme in die Anstalt
bedingen, den Vorstand zu täuschen.

b. wenn ein unentgeltlich aufgenommener Hospitalit hinterher
ein Kapitalvermögen von mindestens Dreitausend Mark oder

ein fortlaufendes Jahreseinkommen von mindestens zweihun-
dert Mark erwirbt.

§. 16. Abänderungen des Statutes, welche den Sitz, den

Zweck und die äußere Vertretung der Anstalt betreffen, sowie
"

Beschlüsse, welche die Auflösung des Hospitales zum Gegen-
stande haben, bedürfen landesherrlicher Genehmigung.

Sonstige Statut-Abänderungen sind von der Zustimmung
des Ober-Präsidentender Provinz . . . . abhängig.

F . . . ., den
—

(Unterschriften des zeitigen Vorstandes)

Anstellungs- und Gehalts-Ordnung für die Lehrer nnd Lehrerin-
nen der Stadt Wiesbaden. Vom 26. Juli 1876.«4«)

§. 1. Die städtischenSchulanstalten sind zur Zeit:
A. unter der Aussicht der städtischenSchuldeputation:

1. Volksschulen und zwar 1) die Elementarschulen zu

Wiesbaden und Klarenthal; 2) die gehobenen Elemen-

tarschulen oder Mittelschuleu nach der Verfügung der

HerzogL Hess."Landes-Regierung vom 19. April 1858;
ll. Die höherevTöchterschule mit einer Schulamts-Aspiran-

§. Il. Personen, die an einer chronischen oder anstecken- :

den Krankheit leiden, sind indessen von der Aufnahme unbe- F
baden vom 28. November 1875 (ll. 8436), vom 5. Juli 1876 (ll. 3139)"ttaus

» " ·

.di tg geschlossen«auch wenn die Im l bezeichneten sonsn E nnd vom »lis. Dezember 1876 (ll. 10453), sowie die Versagung des Königli-
gen Qualitäts-Erfordernissevorliegen.

«

rinnen-Klasse ;

die)Geneljmigt durch die Verfügungen der KöniglichenRegierung zu Wies-

« cheu Provinzial-Schulkollegiums zu Kassel vom 1. Mai 1876 (S. 1433).
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-B. unter dersAufsicht eines eigenen Kuratoriums:
Die höhere Bürgerschule mit den Klassen der Vorbe-

reitungsschule. —

·

§. 2. Die städtischenLehrer und Lehrerinnen sind nach
Ihrer durch eine Prüfung erworbenen Lehrberechtigung: 1) Ele-

mentarlehrer mit dem Seminarabgangszeugnisfe;2) Mittel-

lchullehrer nach dem Prüfungszeugnissenach den ,,Allgem.
Bestimmungen«vom 15. Oktober 1872, sofern sie als solche
berufen werden; denselben sollen dieElementarlehrer gleich-
gestellt sein, welche die von der Herzogl. Hess Regierung vor-·

geschriebetle Prüfung für fremde Sprachen bestanden haben, Z)

technische Lehrer und Lehrerinnen, 4) Lehrerinnen mit dem

VorschriftsmäßigenZeugnisse über die Lehrerinnen-Prüfung, b)

Lehrer des höheren Schnlamtes.

§. Z. Nach der Art der Verwendung im städtischenSchul-

dienste werden unterschieden: 1) Ordentliche Lehrer oder Lehre-

rinnen, 2) Hilfslehrer oder Hilfslehrerinnen, Z) Hauptlehrer der

Elementar- und Mittelschulen und 4) Nektoren der höherenTöch-
ter- und Bürgerschule.

§. 4. l. Ordentliche Lehrer oder Lehrerinnen sind solche,
welche eine dauernde Lehrstelle definitiv bekleiden. Provisorisch
angestellte Lehrer oder Lehrerinnen können unter Genehmigung
der zuständigen Staatsbehörde und unter Beobachtung der im

ll bestimmten Kündigungsfristen entlassen werden, ohne ei-

nen anderen Anspruch an die Stadt machen zu können als den

aus Gehalts-bezug bis zum Entlassungstermine Die provisori-

sche Verwendung eines Lehrers oder einer Lehrerin soll in der

Regel nicht länger als zwei Jahre dauern· —- Zur Anstellung
sollen Lehrer oder Lehrerinnen in der Regel nicht inVorschlag
gebracht werden, wenn sie nicht mindestens ein Jahr im öffent-
lichen Schuldienste gestanden haben.

2. Hifslehrer oder Hilfslehrerinnen sind solche, welche ent-

weder vorübergehendbeschäftigtwerden, oder denen eine dauernde

Stelle wegen mangelnder formeller Qualifikation nur ausnahms-
weise übertragen ist.

Z« An jeder Elementar- oder Mittelfchule wird ein dazu
- aUalifizirter ordentlicher Lehrer als Hauptlehrer bestellt.

4. Die Rektoren an der höheren BürgerschuleUnd höhe-
ren Töchterfchulesollen praktische, im Unterrichts-’und Erzie-

IZUUasWeleUbewahrte Und zUr selbstständigeninneren und äu-

ßeren Leitung solcher Anstalten befähigte Lehrer des höheren
Schulamtes sein.

-

Bei definitiver Anstellung wird vorausgesetzt- a— daß die

Clementarlehrerdie Wiederholungsprüfungbestanden, nnd b.,

VIIIdie Lehrer des höherenSchulamtes das Probejahk absol-
virt haben.

·«§·5s Die Errichtungvon Lehrstellen jeder Art und die

Bestimmungder Qualifikation,welche von den dafür zu beru-

tendenLehrern oder Lehrerinnen zu verlangen ist, erfolgt ledig-
lich Nach Maßgabe des jedesmaligenBedürfnisse-sauf Antrag
Ver Schuldeputativnbezw. des AnstaltssKuratoriums und des

Gemeinderathesunter Genehmigungbezw.auf Anordnung der

staatlichenAufsichtsbehörde

sich
§- ZUr Yesetzungjeder Elementarlehrerstelle im Auf-

·
tskketfe der stadtischen Schuldeputation werden der König-

gcehfenRegierungdrei Kandidaten zur Auswahl präsentirt.Die

» Schuldeplltationbezw. des Anstalts-Kuratorinms und im letzte-
ren Falle mit Zustimmung des Gemeinderathes in der Weise,
daß für jede zu besetzendeStelle aus der Zahl der Bewerber

etzUUgaller anderen Lehranstalten geschieht auf Antrag der i

i

i
i

i

l
I
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ein Kandidat der zuständigenStaatsbehörde vorgeschlagen wird.

Falls zweimalVorschläge erfolgt sind, ohne daß einer derselben
die Bestätigungerhalten hat, so wird die betreffende Stelle von

der zuständigenStaatsaufsichtsbehörde selbst besetzt.

§. 7. Zur Besetzung von erledigten Stellen können städ-

tische sowie auswärtige Lehrer oder Lehrerinnen in Vorschlag

gebracht werden. Außer den Lehrern des höheren Schulamtes

sind alle übrigen Lehrer oder Lehrerinnen von einer städtischen

Anstalt an eine andere versetzbar.
§. 8. Lehrer oder Lehrerinnen, welche bereits anderwärts

definitiv angestelltwaren, erhalten bei ihrem Eintritte in den

städtischen Schuldienst gleichfalls eine definitive Anstellung.

Ausnahmen sind unter besonderen Verhältnissen zulässig und

bleiben speziellerVereinbarung im einzelnen Falle vorbehalten.

§. 9. Der Vesetzung einer erledigten Stelle geht in der

Regel der Erlaß eines Bewerbungsanschreibens voraus, in wel-

chem die Art der Lehrstelle, die erforderliche Qualifikation des
Bewerbers und die entsprechende Skala des Gehaltes näher zu

bezeichnen ist.
§. 10. Ueberzugskosten können von der Stadt bewilligt

werden. Die Feststellung des Betrages derselben bleibt in je-
dem Falle der städtischenBehörde vorbehalten.

«
’

«§. 11. Die Entlassung eines Lehrers kann in der Regel
nur am Schlusse eines Schulsemefters erfolgen, und zwar für

einen Lehrer des höheren Schulamtes nach vorhergegangener

halbjähriger, für einen anderen Lehrer oder für Lehrerinnen

nach vorhergegangener vierteljähriger schriftlicher Kündigung,
bei dem Kuratorium bezw. der Schuldeputation unter Geneh-

migung der zuständigenstaatlichen Aufsichtsbehörde

§· 12. Hinsichtlichder Dienstvergehen der Lehrer und Leh-
rerinnen an den städtischenSchulanstalten finden die· Vorschrif-
ten des Disziplinargefetzes für nichtrichterliche Beamte vom 21.

Juli 1852 Anwendung.

§. 13. Für das Pensionsverhältniß der städtischenLehrer
und Lehrerinnen bleiben vorläufig und bis zu anderweiter ge-

setzlicherRegelung die bestehenden Bestimmungen maßgebend,
auch bleibt in den Beziehungen der Lehrer zur nassauischenEle-

mentarlehrer-Wittwen- und Waisenkassedas bestehendeVerhält-
niß unverändert. »

Diejenigen Lehrer, welche verpflichtet sind, ihren Ehefrauen
bei der Allgemeinen Wittwenverpflegungsanstalt zu Berlin eine

Pension zu versicheru, haben imFalle ihrer Verheirathung den

Nachweis zu führen, daß sie dieser Verpflichtung nachgekommen
oder davon durch die Bestimmung im §. 4 der Verordnung
vom 23. September 1867 (Ges.-S., S. 1619) befreit sind.

§. 14. Die definitiv angestellten Lehrer oder Lehrerinnen
? beziehen ein von einem Minimal- zu einem Maximalsatze in

periodischen Zulagen steigendes Gehalt. Die periodischen Zu-
lagen, welche von drei zu drei Jahren innerhalb der Minimal-

und Maximalsätzeder Gehälter gegeben werden, erfolgen unter

der Voraussetzung uutadelhafter Amtsführung und sittlicher

Haltung Darüber, ob diese Bedingungen im einzelnen Falle
vorhanden sind, erkennt die Schuldeputation bezw. das An-

i stalts-Kuratorium unter Genehmigung der Staatsaufsich.tsbehör-

-

l
I
)

l

s

l

den. Jm Falle einer Sistirung des Vorrückens nach der Ge-

haltsskala ist dem Lehrer über den ihn treffenden Vorwurf Er-

öffnung zu machen und darüber eine Verhandlung aufzunehmen.

§. 15. Die Gehälter werden mit Einrechnung von Woh-
nungs- oder Servis-Vergütungen gewährt und in Quartalra-"

ten den Lehrern des höheren Schulamtes Voraus, den übrigen

Lehrern oder Lehrerinnen am Schlusse des Vierteljahres ausbe-
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zahlt. Dienstwohnungen der Rektoren werden nach den für un-

mittelbare Staatsbeamte angenommenen Sätzen veranschlagt.

Für etwa vorhandene Wohnräume, welche an andere Lehrer

abgegeben werden, wird der Miethszius durch Vertrag fest-

gesetzt.
§. 16. Bei jeder Anstellung ist die Stufe der Gehalts-

skala in welche der Anznstellende eintritt, genau festzustellen.
§. 17. Die Termine der periodischen Zulagen werden bei

den Elementarlehrern vom Tage der Anstellung im öffentlichen

Schuldienste, dagegen bei den übrigen Lehrern oder Lehrerin-
nen, wenn nicht ausdrücklicheine andere Bestimmung verein-

bart worden ist, vont Tage der Anstellung im Dienste der

Stadt ab berechnet.
»

§. 18. Die Hilfslehrer oder Hilfslehrerinnen (vergl. §. 4, 2)
erhalten die ihnen zukommenden Vergütungen in Form von

Remunerationen oder von Stundengeldern nach besonderen-
von der Schuldeputation oder dem Anstalts-Kuratorium und

dem Gemeinderathe unter Genehmigung der Königl. Regierung
bezw. des Provinzial- Schulkollegiums festzusetzendenNormen-t)
und haben auf periodische Zulagen keinenAnspruch-

Unterrichtsstunden, welche von einem Lehrer über das ge-

wöhnliche Maß hinaus ertheilt werden, können in derselben

Weise honorirt werden. Falls Lehrer für technischeFächer be-

sonders angestellt werden, so werden Gehalt und sonstige An-

stellungsbedingnngen vertragsmäßig festgesetzt.
Die provisorisch angestellten Lehrer und Lehrerinnen (vergl.

§. 4, 1), die nach Anfätzen der folgenden Skalen befoldet wer-

den, haben keinerlei Anspruch auf Gehaltserhöhung

»

§. l9. Die Ordentlichen Elementarlehrer (vergl. §. 2, 1)
aller städtischen Schulanstalten beziehen je nach ihrem Dienst-
alter ein jährliches Gehalt von 1200 bis 2700 Mark. Zwi-
schen diesen Grenzen erfolgen die Zulagen in der Weise, daß,

«

vom Tage der ersten öffentlichenAnstellung an gerechnet, das

Gehalt in 4 dreijährigen Perioden um je 150 Mark und als-

dann in 5 dreijährigen Perioden um je-180 Mark steigt.
Für die Hauptlehrer an den Elementar- und Mittelschulen

beträgt das Gehalt im Minimum 3000 Mark und steigt in 3

dreijährigen Perioden um je 200 Mark bis zum Maximum
von 3600 Mark.

. Wird ein Mittelschullehrer, der bereits mehr als 3000

Mark bezog, zum Hauptlehrer ernannt, so tritt er sogleichin

diejenige höhere Skalastufe ein, welche seinem bisher bezogenen
Gehaltssatze zunächstentspricht.

·

§. 20. Die geprüftenLehrer für Mittelschulen(vergl« §. L,

2) erhalten, insofern sie als solche fungiren, ein«Anfangsgehalt
von 1800 Mark, wenn nicht nach §§. 8, 16 und 17 bei der

Anstellung frühereDienstjahre in Anrechnung gebracht werden.

Es steigt das Gehalt in 4 dreijährigen Perioden um je 150

Mark und alsdann in 5 dreijährigenPerioden um je 180 Mark

bis zum Maximum von 3300 Mark.

§. 21. Die Ordentlichen Lehreriunen (vergl. §. 2, 4) wer-

den mit einem Minimalgehalt von 1200 Mark angestellt. (Vergl.
§§. 8, 16 und 17.) Jhr Gehalt steigt in 8 dreijährigenPe-
rioden um- je 150 Mark bis- zum Maximum von 2400 Mark.

Die zur ersten Lehrerin an der höherenTöchterschulebeson-
ders ernannte Lehrerin kann außerdem nach weiteren drei Jah-
ren noch eine Zulage von 150 Mark erhalten.
§. 22. Jeder ordentliche Lehrer des höheren Schulamtes

(vergl. §. 2, 5) bezieht mit dem Antritte feines städtischenDien-

r)«Der entsprechende Nem un eratio us- Tat-if vom September 1876 ist
mit rücklvltkenderKraft vom 1. April 1876 ab perfect geworden. D. Red-

N
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stes, sofern nicht nach §. 8, 16 und 17 bei seiner Anstellung
frühere Dienstjahre mit in Anschlag gebracht werden, als er-

stes Jahresgehalt 2400 Mark. Das Gehalt eines solchen Leh-
rers steigt von diesem Minimalsatze in 6 dreijährigen Perioden
um je 300 Mark bis zum Maximum von 4200 Mark.

Ein Lehrer des höheren Schulamtes mit Oberlehrer-Gehalt
bezieht ein Anfangsgehalt von jährlich 3600 Mark, welches in
5 dreijährigen Perioden um je 300 Mark zum Maximum von

5100 Mark aufsteigt.
Wird ein ordentlicher Lehrer des höheren Schulamtes,

welcher im städtischenSchuldienste oder anderwärts bereits mehr
als das Minimum von 3600 Mark Gehalt hatte, zu einer

Qberlehrerstelle berufen, so tritt er, unter Vorbehalt der §§. 8,
16 und 17, sogleich in diejenige höhere Skalastufe ein, welche
feinem bisher bezogenen Gehaltssatze zunächstentspricht.
§. Der Rektor der höheren Töchterschulebezieht als

solcher ein Anfangsgehalt von 4500 Mark, zu welchem in 3

dreijährigen Periodenje 300 Mark bis zum Maximum von

5400 Mark zugelegt werden.

Das Minimalgehalt des Rektors der höherenBürgerschule
beträgt 4800 Mark, das Maximalgehalt dagegen 5700 Mark,
zwischen welchen Grenzen die Steigerung in 3 dreijährigenPe-
rioden um je 300 Mark erfolgt.

Wird ein ordentlicher Lehrer des höheren Schulamtes,
welcher bereits eine das Minimalgehalt eines Rektors überschrei-
tende Besoldnng bezieht, zum Rektor ernannt, so tritt er so-
gleich in diejenige höhere Skalastufe ein, welche dem von ihm
bislang bezogenen Gehalte zunächstentspricht.
§. 24.« Jedem Anzustellenden ist vor der Verpflichtung

ein Exemplar dieser Anstellungs- und Gehaltsordnung zuzu-
stellen.

Für die Richtigkeit der Redaktion nach den bisher geführ-
ten aktenmäßigenVerhandlungen.

Wiesbaden, den 26. Juli 1876.

Der städtischeSchulinspektor.
Dr. Kuhn.

Kaiserthum Qesierreich
Verordnung der Minister für Kultus und Unterricht, des Innern,
der Justiz und der Finanzen vom 7. Dezember 1876, Z.19667,
mit welcher Bestimmungen zur Durchführungdes steiermärkischeu
Landesgesetzesvom 5. Juni 1876-M betreffend die Errichtung des

stetermärktfchenLandesfchulfoudes,und zwar hinsichtlichder land-
schaftlichenAemter im Einvernehmeu mit dem Laudesausschufse

erlassen werden.

I. Abtheilnng."
Bestimmung für die Zentral-Leitung und landschaft-

lichen Aemter und für disze städtische Kassa in Graz.
§. 1. Der steiermärkischeLandesschulfondwird vom steier-

märkischenLandesausschusse verwaltet. -

Zur Vorbereitung der Präljminarien, zur Führung der

Schulen- und Schullehrer-Evidenz,der Kapitalien- und Konto-
Bücher, znr Zusammenstellungder Nechnungsabschlüsseund be-

hufs sonstiger Rechnungsarbeiten steht dem steiermärkischenLan-
desausschusse die Landes-Buchhaltungzur Verfügung.
§. 2. Das Anweisungsrechtinnerhalb des jährlichen, vom

steiermärkischenLandtage festzusetzendenPrälitninaresund inner-

halb der durch das Gesetz gezogenen Grenzen, steht dem k.
k. steiermärkischenLandesschnlrathe zu. Alle Anweisungendes

It) Deutsche Schulgesetz-Sammlung 1876 Nr. 31.
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n enden der Landes-Buchhaltung im Konzepte

xlkrnkzgifrkjtlrxäkxsLtgetheiltAllfälligeDBemerkungender Lan-

des-Buchhaltung werden imiWege des Landesausschusses an

den steiermc’jr.kit«chenLandesschulmth geleitet

§, 3, Die Empfänge und Ausgaben des steiermärkischen

Landesfchulfondes werden bei den landesfürstlichen Steueräm-

kem realisirt, für welche die in der Il. Abtheilung dieser Ver-

ordnung befindliche Instruktion maßgebendist«
Eine Ausnahme hiervon bildet der Schulbezirk Stadt

Graz, in dessen Bereiche diese Funktionen das fteiermärkische

Landes-Obereinnehmeramt zu besorgen und die Zuschüssedes

Stadtbezirkes G raz in Empfang zu nehmen und für den Lan-

desschulfond zu verrechnen hat.

§. 4. Das steiermärkischeLandes-Obereinnehmeramt besorgt
nicht nur die im §. 3 vorgeschriebenen Funktionen in Betress
des Schulbezirkes Stadt Graz, sondern fungirt auch als Zen-
tralkassa für den steiermärkischenLandesschulsond.

§. b. Die Steuerkasse der Stadt Graz hat die vom Lan-
«

desausschusse festgestellten 7perzentigen Zuschläge an das Lan-

des-Obereinnehmeramt in 12 gleichen Naten monatlich vorhin-
ein abzuführen. Bezüglich der Bemessung des 7perzentigen
Schulbeitrages gilt auch für diese Steuerkassa die Vorschrift des

§. 11 der in der II. Abtheilung dieser Verordnung enthaltenen
Instruktion für die k. k. Steuerämter.

§. 6. Die nach §. 4 des Gesetzes vom, 5. Juni 1786 an

den Landesschulfond zu leistenden Ueberschüssedes Lehrer-Pen-
sionssondes werden vom Rechnungs-Depar»tementder k. k.

Statthalterei auf Grund der dorthin einlangenden Steueramts-

Journale allmonatlich ausgemittelt, der diessällige,nach §. 3

des Gesetzes vom 13. Oktober 1870 gegliederte und gehörig do-

kumentirte Ausweis dem Landesschulrathe zur Genehmigung
undVeranlassung der Nechnungseinstellung beim k. k. Haupt-
steueramte Gratz und zur Vormerkung bei der Landes-Buch-
haltung vorgelegt.
§. 7. Die Ueberschüssedes steiermärkischenNormalschulfon-

des sind am Schlusse eines jeden Verwaltungsjahres-, nnd zwar
in dem aus dem Rechnungsabschlussesich ergebenden Betrage
an den steiermärkifchenLandesschulfond abzuführeiu

Die Vorschriften über die abgesonderte Verwaltung und Ver-

wahrung-des Normalschulfondes werden dadurch nicht geändert.
§. 8. Die dem steiermärkischenLandesschulfonde zufallen-

den Erbschaften und Legate werden von der Abhandlungsbe-
börde von Fall zu Fall der k. k. Statthalterei bekannt gegeben.

»

»

, SJiückfichtlichdes weiteren Verfahrens haben die betreffenden Be-
«

; stlknmungendes allgemeinen bürgerlichenGesetzbuchesund des
W- Petmtes vom 9. August 1854 (R.-G.-VI. Nr. 208) Platz
zu greifen. -

Ueber die Empfangmhmeder Stiftungen, Schenkungen,
Erbschaften Und Legatexdüberdie weitere Behandlung nnd Evi-

Denththngderselben hat der steiermärkischeLandesschulrath
Fall sur Fall das Erforderlichezu veranlassen und hiervon denf

steiermärkischenLandesausschußin die Kenntniß zn setzen·
»

§- 9. Die Zuschüssedes steiermärkischenLandesfondes sind
das Landes-Obereinnehmeramt monatlich an den steter-

TcxklschenLandesschulfond abznführen. Bei diesen Abfuhren
« bei den landesfürstlichenSteuerkassenfür den Lan-

desschmspndin Anspruch genommenen Gelder des Landesson-
des,m

Yskxkchnungzu bringen. Die definitive Abrechnung
;

zwischendem steiermärkischenLandesfonde und dem Landes-
kaschulfonde»

hat jä rli G dl des R Z b lusses
Iris-zuerfolgen.

·- sh ch auf Um age V echnung.a sch

§. 10. Das Landes-Obereinnehmeramt hat«die Empfänge
und Ausgaben auf Grund der Anweisungen des steiermärki-

schen Landesschulrathes dann zu realisiren, wenn aus den An-

weisungen auch die im Kontobuche des steiermärkischenLandes-

schulsondes durch die Landes-Buchhaltung geschehene Vorschrei-
bung unter Beziehung der Rubrik und Post-Nummer des Kon-

tobuches ersichtlichgemacht ist.
Die in Form von Ersuchschreiben an das Landes - Ober-

einnehmeramt zu richtenden Anweisungen sind demselben im

Wege des steiermärkischenLandesausschusses zuzustellen.
§. Il. Den Bezirks- (Stadt-) Schulräthen wird es zur

Pflicht gemacht, dem steiermärkischenLandesschulrathe die zur
Ausübung seines Anweisungs- und beziehungsweise Sistirungs-
rechtes erforderlichen Daten in ansführlicher Weise bekannt

zu geben. .

"

Jnsbesondere haben dieselben jeden Dienstes-An- und Aus-
tritt des Lehrerpersonales dem Landesschulrathe anzuzeigen.
§. 12. Die vom steiermärkischenLandesausschusse der Lan-

des-Buchhaltung und dem Landes-Obereinnehmeramte zugewie-
senen Rechnungs-, Kontrolls- und Kassa-Geschäfte des stei—er-
märkischenLandesschulfoudes werden nach den für die land-

«

schaftlichenAemter geltenden Verrechnungs- und Kassa-Vorschrif--
ten vollzogen. —

§.-13. Sechs Monate vor Beginn des Rechnungsjahres
hat der steiermärkischeLandesschulrath dem steiermärkischenLan-
desausschusse den«Erforderniß-Entwurf nach §. 10 des Gesetzes
vom 5. Juni 1876 zur Zusammenstellungdes Landesschul-

·

fonds-Präliminars mitzutheilen.
Bei Verfassung dieses Entwurses ist an dem Grundsatze

festzuhalten, daß sämmtlichezur Zeit shstemisirten Lehrerposten
und die damit Verbundenen Dotationen in denselben eingestellt
werden.

"

..

«

-

Jedoch ist hierbei auf die für das Gegenstandsjahr durch
Vakatur oder provisorische Vesetzung der Lehrstellen voraussicht-
lich sich ergebenden Jnterkalarien gebührendeRücksichtzu nehmen.

11.Abtheilung.
Bestimmungen für die k. k. Steuerämter.

§. 1. Die k. k. Steuerämter fungiren als selbstständigeVoll-

zugsorgane des Landesschulrathes nach Maßgabe der gegen-
wärtigen Instruktion -

§. 2. Ueber die Einnahmen und Ausgaben des Landes-

schulfondes sind eigene Journale, nach dem Formulare 2 zu §. 4

der Instruktion lI. für die Steuerämter vom Jahre 1866 zu
führen. Jn dieselben sind alle Empfänge und Ausgaben gleich
nach dem Vollzuge chronologisch, wie sie vorfallen, einzutragen.
Jeder, nicht mit einer Anweisung bedeckte Empfang muß mit
einem Erlagsfcheine gedeckt sein.
§. 3. Dort, wo Aktivitätsbezügein großer Zahl vorkom-

men, sind hierfür Verzeichnissenach dem, in dem Finanz-Mi-
nisterialerlasse vom Z. November 1867 angeordneten Forum-
lare auszulegen.
§. 4. Die Bestimmungen der Instruktion II. vom Jahre

1866, namentlich die §§. 3 und 5 derselben, finden auch auf
die Gebahrung mit dem Landesschulfonde volle Anwendung,
daher auch alle diessälligen Empfänge und Ausgaben einen Ge-

genstand der Eintragung in das Haupt- «und Konto-Korrente-

Journal bilden.

§. 5. Die Anweisungen des Landesschulrathes sind nur

dann zu realisiren, wenn denselben die Bestätigung der ge-

schehenenVorschreibung von Seite der Landes-Buchhaltung bei-

gesetztist. s
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§. 6. Ueber vorhandene Werthurkunden ist außer dem

Urkunden-Iournal ein eigenes Verzeichnißzu führen. ,

§. 7. DieFührung der Liquidationsbücherhat nach den

Anordnungen des §. 9 der Instruktion 11. zu geschehen.
§. 8. Die Liquidirung der Empfänge und Ausgaben be-

sorgen die Steuerämter nach den Bestimmungen der §§. 8 und

9 der Instruktion II. Die Abzüge an Lehrer-Pensionsfonds-
beiträgen und Einkommensteuer sind in den Iournalen für den

Lehrer-Pensionsfo"nd und für direkte Steuer in Empfang zu stellen.

§. 9. Die Dokumentirung und Vorlage der Journale er-

folgt nach den Bestimmungen des §. 11 der Instruktion II.

und find selbe an das Rechnungs-Departement der k. k. Finanz-
Landes-Direktion zu leiten, welches die Ausgleichung zwischen
den Staatskassen und der Landesschulfonds-Centralkasse nach
den Bestimmungen des §. 26 der Instruktion Ill. vom Jahre
1866 für die Rechnungs-Departements der anweisenden Landes-

behörden zu veranlassen hat.

§. 10. Die nach §. 4 des Landesgesetzes vom 5I Juni 1876
H

(L. G. und V. Bl. XI. Nr. 24 vom Jahre 1876) vom steter-
märkischenLehrerpensionsfonde zu leistenden, vom Landesschulå

«

rathe ermittelten Zuschüssesind von deni Hauptsteueramte Graz
als Centralkassa dieses Fondes derart zu verrechnen, daß der

entfallende Zuschußallinonatlich im Lehrerpensionsfonde in Aus-

gabe und gleichzeitig im Konto-Korrent-Journale für Rechnung
des Landesschulfondes in Empfang gestellt wird.

§. il. Die nach §. 5 des Landesgesetzes vom 5. Juni 1876

von den Bezirkskassenzu leistenden Zuschüssesind .in folgender
Weise zu verrechnen.

Von der, mit Schluß jeden Jahres sich ergebenden Ge-

sainintsunime der Vorschreibung an direkten Steuern sammt

Staatszuschlägen,insoferne von denselben gesetzlicheine Bezirks-
iimlage eingehoben werden darf, sind 70Xz zu berechnen, und

der sichergebende Betrag ist in 12 gleiche Monatsraten zu thei-
len. Die Quoten werden vom steiermärkischenLandesausschufse
im Einvernehnien mit der Finanz-Landes-Direktion festgesetzt.
Diese Monatsquoten sind am Schlusse jeden Monate-Z im Konto-

Korrente-Subjournale für die Bezirksumlagen in Ausgabe, und

gleichzeitigim Landesschulfonds-Journale in Empfang zu stellen,

welche Rechnungsposten mit der Quittung resp. dem Gegen-
fcheine der Bezirksvertretung zu belegen sind;

Es ist selbstverständlich,daß in Folge dessen von der all-

monatlich aufgetheilten Summe an Bezirksumlagen nur jener
Nestbetrag an die Bezirksvertretung baar zu erfolgen ist, welcher

nach Abzug des Zuschussesan den Landesschulfond verbleibt.
Sollte dieser Zuschußgrößer sein, als die, in einem Monate

eingehobenen Bezirksumlagen, so ist nur der Betrag an faktisch

eingeflossenenBezirksunilagen in das Landesschulfonds-Journal
zu übertragen.

§. 12. Ohne Empfangsanweifung an k. k. Steuerämter

gelangende, freiwillige Gaben und Zuflüssesind, wenn sie für
den Landesschulfond gewidmet werden, in dem diesfälligen

Journale zu verrechnen nnd mit dem Erlagscheine zu bedecken.

Gleichzeitig ist die Anzeige an den Landesschulrath behufs nach-

träglicherGenehmhaltung zu erstatten.

§.13. Alle sonstigen Kassavorschriften, insoferne sie mit

der gegenwärtigenInstruktion nicht im Widersprüche stehen,
haben- auch auf die Geldgebarung, Iournalisirung, Verbuchung
und Liquidirung der Empfänge und Ausgaben des Landes-

schulfondes volle Anwendung zu finden. -
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§. 14. Die baaren Auslagen, welche die Geld- und Ur-

kundengebarung des Landesschulfondes verursacht, wozu nament-

lich die Kosten für Druckpapier zu rechnen sind, werden von

diesem Fonde getragen.

' Uebergangsbestiinmungen.
§. 15. Der mit Schluß des Jahres 1876 verbleibende Bar-

schaftsrest des Bezirksschulfondes ist im Bezirksschulfondezu beans-

gaben und im Konto-Korrente-Journale in Empfang zu stellen.
Die vorgeschriebenen Zertifikate über die Bezirksschulsonds-

gebarung für Dezember 1876, in welchen der schließlichbeans-

gabte Rest mit Ziffern und Buchstaben angegeben sein muß-
sind bis längstens Z. Jänner 1877 dem Rechnungs-Departe-
ment der Finanz-Landes-Direktion einzusenden; welches auf
Grund derselben die Ausgleichung der, mit Ende Dezember 1876

vorhandenen Baarschaften der Bezirksschulfonde mit der Lan-

desschulfonds-Centralkasfa veranlaßt.
Die Werthurkunden sind am 31. Dezember 1876 im Be-

zirksschulfonds-Journale zu beausgaben, und mit einem,. in

triplo ausgefertigten Uebergabsverzeichnisse, welches alle Merk-

male der einzelnen Werthpapiere enthält, dem landschaftlichen
Obereinnehnieramte inGraz zu übersenden.

Das eine, mit der Uebernahmsbestätigungdes letztgenann-
ten Amtes versehene Verzeichniß,ist dein Bezirksschulfonds-Iour-

—

nale für Dezember 1876 beizuschließen,das zweite, gleichfalls
mit der Ueberuahinsbestätigungversehene Verzeichniß,dem Rech-
nungs-Departement der Fannz-Laiides-Direktion einzusensden.
§. 16. Die k. k. Steuerämter haben die Monatsquote

der Zuschüsseder Bezirkskassa nach den, iin §. 11 dieser Instruk-
tion enthaltenen Bestimmungen auf Grund der aufliegenden
Steueramtsrechnung mit letztem Jänner 1877 zu bemessen und

zu verrechnen, und selbe im gleichen Betrage allmonatlich ein-

zustellen, bis die endgiltige Feststellung derselben von Seite des

steiermärkischenLandesausschusses im Einvernehmen mit der Fi-
nanz-Landes-Direktion erfolgt.
Lasser m.-p. Pretis m.,-p. Glaser m.-"p. Stremayr m.,-«p.
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